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Hallo Bornheim! Schön, dass ihr da seid! 

Was sagte Herr Schäuble 2008: „Weil, wenn die Krise größer wird, 
werden die Fähigkeiten Veränderungen durchzusetzen größer.“  

Genau da stehen wir jetzt. Umverteilung, schrittweise Enteignung, 
Verarmung. In einem Kampf für unsere Menschenwürde! 

Mein Name ist Nathalie ….   
Ich bin 54 Jahre jung, gebürtig aus Köln, und ich habe eine erwachsene 
Tochter. Warum stehe ich hier: Weil ich mich für eine Politik einsetze, die 
nicht den Interessen von Großkonzernen dient, sondern für eine 
Politik, die Menschen und die Menschlichkeit ins Zentrum setzt. 

Wir sagen: Es reicht!  

Wir waren die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt und sind ein Land 
geworden, dessen Wohlstand erodiert und dessen Ressourcen 
beispiellos verschenkt werden, während unsere eigenen Bürger – man 
blicke dabei auch gerne mal in den Nachbarkreis zu den Flutopfern - 
aber auch unser Mittelstand auf der Strecke bleiben.  

Die Geldschwemme der Europäischen Zentralbank hat sich mittlerweile 
bei jedem Einzelnen von uns bemerkbar gemacht, die Inflation ist da -
schöngerechnet - mit mehr als 10%. Und schon vor der Krise hat 
Deutschland im europäischen Vergleich sowohl beim Privatvermögen 
als auch beim Rentenniveau einen der hinteren Plätze belegt. Aber, 
wen kümmertes? Die Bürger in Deutschland werden unvermindert weiter 
ausgepresst.  

Altersarmut, steigende Kinderarmut, das sind die besonderen 
Kennzeichen eines Deutschlands im Jahr 2022. 13,4 Millionen 
Menschen müssen in Deutschland zu den Armen gerechnet werden. 
Das ist eine Quote von 16,1 %, jeder 6. Bürger ist betroffen. Nicht in der 
dritten Welt, liebe Bornheimer*innen! Nein, in Deutschland! Und selbst 
Hunger ist hier bei uns in Deutschland kein Tabuthema mehr. 
 
Die Tafeln verzeichnen seit Jahresbeginn einen Anstieg um 50%: Mehr 
als 2 Millionen Menschen sind zum Überleben auf die Tafel 
angewiesen! Das ist die Situation in Deutschland, während gleichzeitig 
die Lebensmittelspenden zurückgehen. Rund ein Drittel der Tafeln in 
Deutschland sind so überlastet, dass Aufnahmestopps verhängt werden 
mussten!  
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Aber, bevor wir das Problem am falschen Ende suchen: Ist es nicht so, 
dass der Staat gewährleisten muss, dass alle Menschen in 
Deutschland genug zu essen und zu trinken haben, und nicht das 
Ehrenamt?  

Sozialverbände warnen vor wachsender Armut in Deutschland. 
Diejenigen, die bisher schon mit einem geringen Einkommen oder 
Sozialleistungen auskommen mussten, wird die Energiekrise am 
härtesten treffen. Sie haben kein Einsparpotential, mit dem sie diese 
Mehrkosten auffangen können. Diese hausgemachte Krise trifft nicht die 
gutversorgten Politiker oder auch Rundfunkräte, sondern vor allem 
Rentner, Alleinerziehende, Studenten und Geringverdiener. 

Es ist an der Zeit, Armut in Deutschland nicht nur etwas zu mildern, 
sondern sie abzuschaffen. Und dazu braucht es mehr als einen 
Inflationsausgleich in HartzIV von 52 Euro.  

Ist es nicht auch so, dass durch die drastischen Preiserhöhungen die 
Steuereinnahmen von Bund und Ländern allein im 1. Halbjahr 2022 
um sage und schreibe 17,5% gestiegen sind? Während es den 
Schwächsten in unserer Gesellschaft am Nötigsten fehlt? Mir treibt das 
die Schamesröte ins Gesicht! 
 
Schweinefleisch + 20%  
Vollmilch + 33% 
Butter + 54% 
Zucker + 42% 
Und so weiter 
 
Und deshalb fordern wir die Mehrwertsteuerabsenkung zurück auf 
16% und eine Aussetzung der Mehrwertsteuer auf 
Grundnahrungsmittel! 
 
 
Uns fehlen Konzepte für eine sichere Rente ab 2030, und davon 
werde auch ich nach aktuell 38 Berufsjahren betroffen sein. Dank 
der Corona-Krise sind die langfristigen Finanzprobleme in Deutschland 
noch schneller zutage getreten. Die Sozialkassen sind leer und 
benötigen gigantische Steuerzuschüsse. Vor diesem Hintergrund ist es 
kein Zufall, dass einige Parteien jetzt die Schuldenbremse verschrotten 
wollen und das sehr gerne mit Investitionen für z.B. Bildung oder 
Klimaschutz begründen. In Wirklichkeit geht es ihnen dabei um etwas 
Anderes: Sie wollen einen erweiterten finanziellen Spielraum. Der Staat 
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bestellt gerne auf fremde Rechnung und überlässt das Zahlen den 
Bürgern. Auch Asylmissbrauch schädigt unsere Sozialsysteme. 
 
Und deshalb sagen wir: Schluss mit dem plündern der 
Sozialkassen, um durch den Staat verschuldete Finanzlöcher zu 
stopfen! 
 
 
Die NRW-Landesregierung hat für das Jahr 2022 und 2023 die 
finanzielle Notlage ausgerufen. Sie sei wegen der Kriegsfolgen in einer 
„außergewöhnlichen Notsituation“, „die sich der Kontrolle des Staates 
entzieht“. Das ich nicht lache. 5 Milliarden Euro mehr Schulden trotz 
Schuldenbremse?! 
 
Und wisst ihr, das Deutschland mit rund -21,4 Milliarden Euro im Jahr 
2021 der größte Nettozahler der EU war? Mit unserem Steuergeld?! 

Was ist Ergebnis dieser unverantwortlichen Politik: ein Billionen 
schwerer Schuldenberg – neuerdings genannt Sondervermögen - auf 
Kosten künftiger Generationen. 

Wir fordern die Sicherung der Zukunft unserer Kinder! 

 

Kommen wir zum Mittelstand: Die Energie- und Produktionskosten für 
z.B. Bäckereien sind in den vergangenen Monaten um 70 (!) % 
gestiegen. Die CDU-Mittelstandschefin Connemann, die auch 
Botschafterin des deutschen Brotes ist, rechnet allein durch 
explodierende Energie- und Rohstoffpreise im Bäckerhandwerk damit, 
dass im laufenden und kommenden Jahr zwischen dreißig und fünfzig 
Prozent der Geschäfte aufgeben müssen. 

Und hier noch ein paar Schlagzeilen der letzten Tage:  

 Bäcker-Beben im Ruhrgebiet: 50 Filialen werden dichtgemacht! 
 Nach 40 Jahren: Küchenquelle meldet Insolvenz an 
 Nach 120 Jahren: Supermarkt kapituliert vor Energiekrise 
 „Irgendwann rechnet es sich nicht mehr“: Traditions-Metzgerei 

muss nach 64 Jahren schließen 
 Hersteller des Mercedes-Sterns stellt Produktion in Deutschland 

ein 
 Elektrotechnik Unternehmen insolvent: Speidel und seine 300 

Mitarbeiter vor dem Aus 
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 Massenentlassung bei Mitsubishi in Duisburg: 300 Mitarbeiter 
müssen gehen 

 600 Mitarbeiter vor Kündigung – deutscher Felgenhersteller macht 
dicht (Borbet in Solingen) 

Und so weiter und so fort…. 

Zu sagen, wir hätten kein Stromproblem, sondern ein Gasproblem, oder 
Läden seien nicht insolvent, sie würden einfach nur nicht mehr 
verkaufen, spricht Bände. Für Unternehmen ist Kompetenz, 
Planungssicherheit und Zuverlässigkeit wichtig. Diese Grundpfeiler der 
Ökonomie werden durch unseren Wirtschaftsminister Habeck ruiniert. 
Deutschland ist dabei, den Mittelstand und das Kleinunternehmertum – 
also das Rückgrat unserer Wirtschaft - zu zerstören. Kommt zu dem 
Energiepreisschock auch noch eine Pleitewelle mit massenweise 
Jobverlusten, werden die Wut und der Frust in der Bevölkerung schnell 
überkochen. Ich frage euch: Wollen wir das wirklich riskieren?  

Deshalb fordern wir ein Ende der Vernichtung unseres Mittelstands! 
Schluss mit selbstschädigender Sanktionspolitik und Wirtschaftskrieg. 
Unternehmen, die in Deutschland Geschäfte machen, müssen auch hier 
besteuert werden. Das muss auch für internationale Konzerne gelten! 

 

Führende Wirtschaftsvertreter sagen: „Die Substanz der Industrie 
ist bedroht“. Selbst das konservative Handelsblatt spricht von der 
Gefahr einer Deindustrialisierung Deutschlands.  

Die Energiekrise bedroht nach Einschätzung der Unternehmensberatung 
PwC Schlüsselsektoren der deutschen Industrie. Auch sie meinen: Das 
könnte sogar eine Deindustrialisierung Europas auslösen. Europa verliert 
als Produktionsstandort an globaler Wettbewerbsfähigkeit und 
Attraktivität.  

Die deutsche Industrie wird besonders hart von den extrem gestiegenen 
Gaspreisen getroffen. Deshalb kündigen immer mehr Großkonzerne an, 
ihre heimischen Kapazitäten abzubauen oder in andere Länder 
auszuweichen. Über zwei Milliarden Zusatzkosten für BASF wegen der 
Energiekrise: damit kapituliert BASF als erster Dax-Konzern und 
verlagert die Produktion nach China. Auch in Automobilindustrie, 
Metallindustrie und der Dieselmotorproduktion stehen diese Maßnahmen 
an.  
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Energiepreisbremsen sind nur Pflaster. Sie werden nicht einmal 
ausreichen, um allen Unternehmen der energieintensiven Industrien das 
Überleben zu ermöglichen. Für das Schicksal der europäischen, speziell 
der deutschen Industrie muss ein Energiepreisniveau erreicht werden, 
das dauerhaft wettbewerbsfähig ist. Ganz zu schweigen von 
Energiesicherheit. Wir brauchen in den kommenden Monaten Lösungen, 
die weit über die Energiepreisbremsen hinausreichen. Und das können 
LNG-Terminals mit teuren, umweltschädlichen Flüssiggas-Importen 
garantiert nicht sein, bei denen sich private Investoren wie der 
französische Energieriese Total mit Vermietung der Neptune noch 
eine goldene Nase verdienen können. 

Wir fordern den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands! 

 

All‘ das, liebe Freunde, ist meines Erachtens auch das Ergebnis einer 
Politik, bei der wir Bürger die Verantwortung abgegeben und geglaubt 
haben: die da oben werden es zum Gemeinwohl schon richten.  

Aber nein, das tun sie nicht. Die Regierenden haben weder Respekt vor 
uns Bürgern noch vor dem, was wir mit unserem Mittelstand in 
Deutschland in vielen Jahrzehnten aufgebaut haben. Sie verfolgen 
weiter ihre globale Agenda, den Great Reset, die Transformation der 
Gesellschaft, bei der uns ab 2024 möglichweise auch noch der 
Lastenausgleich ins Haus steht.  

Und nun die Frage an Sie und euch? Wollen wir das wirklich zulassen? 

Die Folgen dieser Krise werden uns zwingen, ganz neue, gesunde 
gesellschaftliche Strukturen aufzubauen. Das wird uns nicht gelingen, 
wenn wir uns weiter spalten lassen. Und genau deshalb stehen wir heute 
hier zusammen und wir freuen uns über jeden, der bei uns mitmacht.   

Wir geben uns mit halbherzigen Einmalzahlungen und Entlastungs-
paketen der Ampelparteien nicht zufrieden! 

Wir fordern bezahlbare Energie, Mieten und Lebensmittel! Denn 
Politik muss menschlich bleiben! 

Ich danke Euch für die Aufmerksamkeit  


